
k u r i e r . a tPOLITIK · FUTUREZONE Freitag I 22. November 2019

4

Uni-Konferenz.AuchProblememitPrivat-„Unis“

JE
FF

M
A

N
G

IO
N

E

Strache damit gedroht, unver-
öffentlichte Passagen an die
Öffentlichkeit zu bringen. Zu-
mindest 400.000 Euro soll er
dafür verlangt haben. Strache
dementierte das am Mitt-
woch gegenüber dem
KURIER: Er habe kein derarti-
ges „Angebot“ erhalten.

Der Verdächtige S. wiede-
rum soll bei den Vorberei-
tungsarbeiten mitgeholfen
haben. Zudem soll er gegen
Geld einen Medienmann mit
Informationen versorgt ha-
ben, die sich dann als falsch
herausgestellt haben sollen.
Allerdings: Der Medienmann
fühlt sich nicht geschädigt.
Und S. beteuert: „Ich arbeite
seit Februar nicht mehr mit
den anderen zusammen.“

VON MARTIN STEPANEK
UND BARBARA WIMMER

Veranstaltung.
Beim futurezoneDay
diskutiertenExperten
über Klimaschutz und
wasTechnologie dazu
beitragen kann.

Was, wenn wir die Erde so
zerstört haben, dass sie nicht
mehr bewohnbar ist? Dann
suchenwir uns einfach einen
neuen Planeten. Trotz der ra-
santen Fortschritte in der
Raumfahrt, ist das interpla-
netare Auswandern unrealis-
tisch: „In unserem Sonnen-
system gibt es einfach keine
Alternative zu unserem Pla-
neten Erde. Und genau des-
halb müssen wir auf diesen
so gut aufpassen“, sagt der
renommierte Weltraumfor-
scher Rudolf Schmidt. Er
hielt am Donnerstag die Er-
öffnungsrede beim futurezo-
ne Day im Erste Campus in
Wien. Dieser widmete sich
heuer der Klimakrise.

Wenn man den Visionen
des US-Milliardärs Elon
Musk glaubt, könnten wir
schon 2050 eine Stadt auf
dem Mars haben. „Im Hoch-
sommer hat es auf demMars
minus 20Grad, imWinter bis
zu minus 100 Grad. Durch
den geringen Druck und die
geringe Atmosphäre müss-
ten wir dauernd im Rauman-
zug herumlaufen“, erteilt
Schmidt Hoffnungen von
Marsenthusiasten einen
Dämpfer. Eine Alternative
könnte der Saturn-Mond Ti-
tan sein – theoretisch. Als
einziger bekannter Mond
unseres Sonnensystems ver-
füge er über eine Atmosphä-
re und flüssiges Wasser. „Das
Wasser verbirgt sich unter
einer 30 Kilometer dicken
Eisschicht. Sehr einladend
dort unten zu wohnen ist das
also leider nicht“, sagt
Schmidt.

Als Ausweg bleiben der
Menschheit folglich nur die
sogenannten Exoplaneten
außerhalb unseres Sonnen-
systems. Ein aussichtsreicher
Kandidat könnte „Gliese

„Es gibt einfach keine Alternative
zu unserem Planeten Erde“

570“ sein. „Das Problem ist:
Wir brauchen 30.000 bis
40.000 Jahre, um dorthin zu
fliegen“, merkt Schmidt an.
Angesichts all dessen sei es
unerlässlich, dass die
Menschheit ihren eigenen
Planeten, die Erde, schütze
und lebenswert erhalte.

Leistbare Technologie
In den anschließenden Dis-
kussionsrunden sprachen
Experten darüber, wie das
gelingen soll. „Mit erneuer-
baren Energien wird viel Ef-
fizienz zu erreichen sein,
aber wir müssen diese in die
Breite bringen. Die Frage ist
auch, ob diese Maßnahmen
reichen werden, um unseren
wachsenden Energiehunger
zu decken“, sagt Herbert For-
mayer, Klimaforscher an der

Universität für Bodenkultur
in Wien. Um die Masse zu er-
reichen, müsse die Technolo-
gie zur Erzeugung von er-
neuerbarer Energie leistbar
werden, argumentiert Stefan
Haslinger, Physiker und Ver-
kaufsleiter bei W&Kreisel. Er
spricht damit etwa Solaran-
lagen an, die „auf jedes Ein-
familienhaus drauf sollten“,
aber die sich eben nicht jeder
Hausbesitzer leisten kann.

Klimaaktivistin Kathari-
na Rogenhofer appelliert
hier auch an die Politik etwas
zu unternehmen, damit
Nachhaltigkeit nicht nur Pri-
vilegierten vorbehalten ist:
„Es sollte nicht entscheidend
sein, ob ich es mir leisten
kann, mit dem Zug zu fahren
und nicht zu fliegen, oder ob
ich Bio-Ware aus der Region

kaufe, statt importiertes
Fleisch aus Argentinien. Wa-
rum sind die Rahmenbedin-
gungen nicht so, dass es sich
jeder leisten kann, klima-
freundlich zu handeln?“

Unbequem
Abwarten und darauf hoffen,
dass die Politik einschreitet
oder etwas Besseres zur
nachhaltigen Energiegewin-
nung daherkommt, sollte
man aber nicht: „Wir können
nicht auf neue Technologien
warten. Unsere ökonomi-
schen Systeme sind träge“,
sagt Formayer. Jeder könne
schon jetzt etwas unterneh-
men, auch wenn es unbe-
quem sein könnte, sagt Alba-
na Ilo, Professorin am Insti-
tut für Energiesysteme der
TU Wien: „Wir müssen von
einer Konsumgesellschaft zu
einer Spargesellschaft wer-
den und beispielsweise unse-
re elektrischen Geräte nicht
wegschmeißen, sondern re-
parieren lassen. Das hilft
auch demKlima.“

Unbequem dürfte für ei-
nige auch die Prognose von
Birgit Hebein, Vizebürger-
meisterin von Wien (Grüne)
sein: „Wir werden nicht da-
ran vorbeikommen, Städte
autofrei zu machen und al-
ternative Fortbewegungs-
mittel anzubieten. In Öffis
muss massiv investiert wer-
den und wir müssen uns mit
dem emotionalen Thema
Auto auseinandersetzen.“

Auch die Wirtschaft sei
hier gefragt, sagt Arno Klam-
minger von der Forschungs-
einrichtung AIT: „Solange
Arbeitgeber ihren Mitarbei-
tern kostenlose Dienstautos
zur Verfügung stellen, wer-
den sie lieber diese verwen-
den, als etwa einen elektri-
schenGratis-Stadtbus.“
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BILDUNG IN NOT

Rektoren fordern zwei
Milliarden Euro und mehr

Es sei ein erfreulicher Zufall,
sagt Oliver Vitouch, dass die
Präsentation der Forderun-
gen in seinem Gepäck just
zur Zeit der türkis-grünen
Koalitionsverhandlungen fällt:
Vitouch ist nämlich nicht nur
Rektor der Uni in Klagenfurt,
sondern gleichzeitig Präsi-
dent der Universitätenkonfe-
renz, dem Dachverband aller
22 öffentlichen Unis. Das Er-
gebnis der kürzlich abgehal-
tenen Klausur der Rektoren
– sieben konkrete Forderun-
gen an die nächste Regierung:
· Erhöhung des immer
für drei Jahre fixierten
Uni-Budgets um zusätzlich
2,1 Milliarden Euro auf
13,1 Milliarden Euro. Be-
gründet wird dasmit höheren
Kosten für Gehälter, Verbesse-
rung des Betreuungsverhält-
nisses (Studenten/Lehrende)
und baulicheMaßnahmen.
· Bessere Grundlagen-
forschung durch mehr Geld
für den Wissenschaftsfonds
FWF, inklusive Forschungs-
finanzierungsgesetz mit
fixem Wachstumspfad. Alle
vergleichbaren Länder – von
der Schweiz über Deutsch-
land, Holland, Schweden bis
Israel – würden deutlich
mehr Geld für Unis und
Forschung aufwenden.
· Ein eigenes Wissenschafts-
ministerium, wo alle Belange
auch der Forschung, Inno-
vation und Technologie zu-
sammengeführt werden.
· Neuregelung des Studien-
rechts nach dem Motto
„fördern und fordern“. Etwa
in Form von Abmachungen

(„Learning Agreements“) zwi-
schen Unis und Studierenden,
um beispielsweise weit fort-
geschrittene Studenten kurz
vor dem Abschluss, deren Stu-
dienfortschritt aber stagniert,
mit einem Stipendium oder
einem Erlass der Studienge-
bühren zu fördern. Oder aber
bei längerer Untätigkeit die In-
skription erlöschen zu lassen.
· Weiterentwicklung der be-
stehenden Regelungen zum
Hochschulzugang.
· Problematisch wird die
Regelung für Privatunis ge-
sehen, die oft weder privat
(sondern von den Bundes-
ländern finanziert) noch Unis
seien, weil dort gar nicht ge-
forscht werde. Im Endeffekt
führe dies zu einer „Banalisie-
rung des Universitätsbe-
griffs“. Positiv seien etwa die
neue Wiener Central Euro-
pean University oder die
Paracelsus Privatuni. Die Rek-
toren wünschen sich einen
Genehmigungsvorbehalt für
alle aus öffentlichenMitteln fi-
nanzierten Privatunis und eine
Trennung in „echte“ Privat-
unis und Privathochschulen.
· „Unfug“ sei die Forderung
nach einer Erhöhung der
Medizin-Studienplätze. „De-
fizite im Gesundheitswesen,
was Strukturschwächen an-
belangt, sind nicht über das
Universitätswesen lösbar“,
sagt Vitouch. Damit gefährde
man vielmehr die von der EU
anerkannte Quotenregelung
für die Studienplätze (75 Pro-
zent sind Inhaber von Matu-
ra-Zeugnissen reserviert).

BERNHARD GAUL

Hinterleute. In der Causa Ibiza
wurde Donnerstagnachmittag
gegen mehrere Verdächtige
die U-Haft beantragt. Bei den
Personen soll es sich um den
Bosnier S., den Serben K. und
eine Frau handeln. Entschie-
denwird darüber am Freitag.

Die Verdächtigen sollen –
in unterschiedlichen Rollen –
in die Entstehung des Ibiza-
Videos involviert gewesen
sein. Und sie sollen alle aus
dem Umfeld des Detektivs H.
stammen, der in dem Video
auch zu sehen ist.

K. soll laut Festnahme-
anordnung auch nach der
Veröffentlichung versucht ha-
ben, aus dem Video Profit zu
schlagen. Er habe dem Ex-Vi-
zekanzler Heinz-Christian

Causa Ibiza: U-Haft gegen
drei Verdächtige beantragt

ERMITTLUNGEN

Vitouch: Forderung nach mehr Medizin-Studienplätzen sei „Unsinn“

Der futurezone Day zählte heuer über 350 Besucher. Er fand im Erste Campus in Wien statt

Rudolf Schmidt arbeitet bereits seit 1982 bei der europäischen Raumfahrtagentur ESA

Eine der Diskussionsrunden am futurezone Day mit Herbert Formayer, Birgit Hebein, Anna
Lindorfer, Katharina Rogenhofer, Gerhard Wotawa und Claudia Zettel (Moderation)

Beim Rahmenprogramm gab es selbstgebaute Roboter zu sehen
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